
Die des Kreises Bad Kreuznach

Grüne-Kreistagsf raktion

z-Hd. Herrn Fraktionsvorsitzenden

Dr. Erwin Manz

An der Kuhtränke 6

55543 Bad Kreuznach

Bad Kreuznach, fo 022o2O

K,ei<veMältuig I Säl'nenstraße47 I s5541Bad{ru/ruch
"'_ä". rr0,"oo, DilE-. "D. ",o.- bdo r - d" I/b

La n d rätin

Anfrage an die verwartung vom 02.02.2020: stadtjugendamt der stadt Bad Kreuznach

Sehr geehrter Herr Dr' Manz'

vieren Dank für ihre Anf raseiom o2 
-.r?fflffi:,i:il1"l:fJter 

stadt Bad Kreuznach"

ZL, dFn vo"l lhne"l gestelrte-1 Fragen 'c

Vorbemerkun8: penddmtes ecrrcreider ä.rsdrückl'rh ni(ht der Ldid'

uber die Abgdoe des sLädticchp'. lJBe'ljä" 
i". ä"*n,"". des wisse'rqchartriche' D'en'

Lreis. Ob es dazu kommt, liegt nach I

i"r'* 0"" n,"0"" o"r."'t:"0 1::IT;;h den Rechnunssprüfunssausschuss 
und Be-

D,e ,and.ärrl- nut nu,n Au'Io'l1'-u;:;";;;:; 
" 

Finanz,e.uns des städt..chen lJBend-

5cnluss clp5 hre;stages.red;Blich d:1, 
.r;,,;;; 

" 
e,-rF, npuen Vertrager'

amtFrdurchdenLdnd(re'sgel'undr8'e'r'-i""***"" wurde,,au'en nLln sert Mitte No

Da seirens der sr"dt ke:. ttul"'",: 
r;:; ;;oi;lun o"n.n auc,. Broßtecrerls die obe'

',.-hc. Gesorache zwischen Landl'

;:l;::;";il; ';; ;er Lanokre's tF'rsenoll".l,l,.'"o"il"',,"'''" .' ,etlten Gesp'äcn am

wre bere'rr nel"lach m'tgere 1'",lli 

"", ".-0"..i 
d;e (iral.osren deutl.cl" gestiege"eF

2q.01.2020 erkrärt ddsr 
:'j' :,'t":;;: ;;,;;r"iur"no."n, dn den r ancrKre;< abqeseoen

Aussaben der staot davo'r a"*"'.*""oulu-*,,i 
sie .act der gemein.aTen sirzu'rg voc

werden wird Eine definitive Aussi

L..Ju., ".o 
tt"ou"Eendhirfedusschu'< 

am 77 02 2020 trerten

,

-"**h*h.*'*"-'-*b:drßuznachds/diiennh.u



Zu Frate 1:

Soweit die große kreisangehörige Stadt Bad Kreuznach ein eigenes Jugendamt unterhält,
hat der Landkreis Bad Kreuznach nach S 25 Abs. 3 Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG)

der Stadt die hierfür jährlich entstehenden Kosten unter Berücksichtigung einer angemes-
senen lnteressenquote zu erstatten.
Stadt und Landkreis hatten sich bereits in der ersten gemeinsamen Sitzung auf die Beibe-

haltung der Quote 75:25 verständigt. Diese gilt wie in der Vergangenheit für alle Pflicht
aufgaben.
ln der Vergangenheit wurden jedoch - abweichend vom Kindertagesstättengesetz - die
ungedeckten Personalkosten zu 100% vom Landkreis getragen. Dle Landrätin sieht im Wis-
sen um die gesetzliche Rege ung keine Vlöglichkeit, diese zu ignorieren, und fordert daher
für die Zukunft eine Umsetzung des Gesetzes. Die Eigenständigkeit der Stadt als Trägerin
der öffentlichen Jugendhilfe und die damit verbundene Gestaltungsfreiheit bei Bedarfs-
planung und Steuerung unterscheidet die Stadt von allen anderen Kommunen im Land-

kreis.

ln 512 Absatz 6 heißt es:

,,Die durch Elternbeiträge, Eigenleistung
gedeckten Personalkosten werden durch
geglichen."

Dies bedeutet nach aktueller Prognose, dass die veranschlagten 10 Mil ionen ungedeckter
Personalkosten beim städtischen Jugendämt im.lahr 2020 durch die Stadt getragen wer-
den müssten und der Landkreis 75% erstatten würde. Damit verb iebe bei der Stadt ein
Eigenanteilvon ca.2,5 lvlillio n e n.

Nach der bisherigen Vereinbarung war die Kostenerstattung für Kindertagesstätten in

Stadt und Landkreis gleichgestellt, d. h. entgegen 5 25 Abs.3 LFAG sah die von 01.01.2015
bis 31.12.2019 gültige Vereinbarung keine lnteressenquote der Stadt im Klta-Bereich vor.
Daher lag die Kostenbetei igung der Stadt gemäß Kindertagesstättengesetz auch bei nur
durchschnittlich 10 bis 11 %. Der Landkreis ist nach Abzug der Landesmittel, Elternbeiträ-
ge und der Beteiligungen der freien Träger mit rund 43 % beteiligt.
Die Bestimmung der Angemessenheit der lnteressenquote obliegt nach 5 25 Abs. 3 LFAG

dem Landkreis. Nach einschlägiger Literaturmeinung teilt die Gemeinde mit eigenem Ju-
gendamt insoweit das ,,Schicksal der finanziellen Leistungsfähigkeit' des Landkreises und
zwingt zur Ausgabendiszlplin. Da die lnteressenquote im Bereich der allgemeinen Jugend-
hiLfe ebenfalls 75 % beträgt, ist es folgerichtig, diese auch für den Bereich der Kindertages-
stätten anzusetzen. Aber se bst bei einer nteressensquote von 80t20 würden der Stadt
Mehrkosten (aufgrund der aktuellen Haushaltsansätze) von ca.2 Millionen entstehen.

Zu Frale 2i
Diese Frage, welche rechtlichen Schritte notwendig sind, ist durch das zuständige Lan

desministerium zu klären.

des Trägers und Zuweisungen des Landes nicht
Zuwendungen des Trägers des Jugendamts aus
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Zu Frage 3;
Die Frage, ob und wie viele Stellen bei der Kreisverwaltung für künftig zusätzlich beim
Landkreis zugeordnete Aufgaben neu besetzt werden müssen, kann derzeit nicht beant
wortet werden- Aktuell liegen dem Landkreis keine detaillierten ArbeitspLatzbeschreibun-
gen der elnzelnen Mitarbeiter und M ita rbelterin nen im städtischen Jugendamt vor, auch

gab es natürlich ohne eindeutige Aussagen seitens Stadt und Land noch keinerlei Gesprä-
che bezüglich Arbeitsa bläufen.

Zu Frage 4:

Die chancen, schnell genug gut qua ifizierte lvlitarbeiterinnen und lvlitarbeiter außerhalb
des städtischen Jugendamtes zu finden, schätzt die Kreisverwa tung als gering ein. Daher
besteht im Falle der Abgabe des städtischen Jugendamtes natürlich ein großes lnteresse,
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des städtischen Jugendamtes die Aufgaben,
die dann beim Kreis angesiedelt wären, zu bearbeiten

Zu Frage 5:

Selbstverständlich stehen aktuell nicht ausreichend Raumkapazitäten in den Gebäuden
der Kreisverwaltung zur Verfügung. Sollte es zur Abgabe des städtischen lugendamtes
kommen, wlrd die Kreisverwaltung entsprechend planen und nötlge Räume anmieten.
Ggfs. wären die bisherigen Räurnlichkeiten des Städtjugendamtes anzumieten.

Zu Frage 5:

Um den Übergang im Fal e der Abgabe reibungslos zu gestalten, ist eine intensive Zusam-
menarbeit der beiden lugendämter notwendig. Wichtig sind dabei klare Absprachen über
alle fachlichen und persone en Aspekte.

Zu Frage 7:

Der Landkreis benötigt im Falle der Abgabe des Jugendamtes elne vollständige Vertragsin-
ventur der stadt. Danach muss eine juristische Überprüfung hinsichtlich der Rechtsnach-
folge durchgeführt werden, bevor erforderliche Gespräche und Verhand ungen mit den
Vertragspartnern aufzunehmen sind.

Zu Frage 8:

ln der Vergangenheit war die Datengrundiage
Berichtswesen ein wichtiges lnstrument, um

im Rahmen der Qualitätsentwicklung durch
der Steuerungsvera ntwortu ng nachzukom-
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Zu trage 9:

Die Berechnung des Mehrbetrags der Sch lüsseiz uweisu ngen B1 gemäß 5 9 Abs. 2 Nr. 1b)
2. HS LFAG unterscheidet sich grundlegend von der Berechnung der Schlüsselzuweisungen
C2 gemäß 5 9a Abs. 2 Nr.2 LFAG. Während großen kreisangehörigen 5tädten rnit eigenem
Jugendamt im Rahmen der Schlüsselzuweisungen B1 ein Mehrbetrag in Höhe von 30,00 €
je Einwohner gezahlt wird lbis 3I.12.2017 20,00 € je Einwohner), berechnen sich die

Schlüsselzuweisungen C2 gemäß 5 9a Abs. 2 Nr. 2 LFAG anhand der nicht gedeckten Aus

zah ungen des Haushaltsvorvorjahres in den folgenden Bereichenl

Leistungen und Kostenbeteiligungen/ -erstattungen nach dem 5GB l1

- Gewährung von HiLfen zur Erziehung nach dem SGB Xlll

- Beteiligung des örtlichen Trägers der Sozialhilfe an den Aufwendungen des überörtlichen

Trägers der Sozia hilfe gemäß 5 6 AGSGB Xl

Höhere nicht gedeckte Auszahlungen aus der Gewährung von Hilfen zur Erziehung führen
demnach - bei sonst unveränderten Rahmenbedjngungen - zu höheren Schlüsselzuwei

sungen c2, wobei grundsätzlich nur ein geringer Teil der gesamten vorbezeichneten Sozi-

al asten abgedeckt wird. Bei der Prognose des N4ehrbetrags aus den Schlüsselzuweisungen

C2 ist aufgrund des Berechnungsmodus Folgendes zu berücksichtigen:

- Die sch üsselmasse C2 ist eine Restgröße im kommunalen Finanzausgleich, deren Höhe

jä hrlich variieren kann.

Die individuelle Höhe der Schlüsselzuweisungen C2 ist abhängig von der Kostenentwick

lung in den anderen 23 Landkreisen und 12 kreisfreien Städte.

Dem Landkreis liegen aktue I nur für die Jahre 2015 und 2016 detaillierte Abrechnungs

zahlen der Stadt vor.

- Die Schlüsselzuwelsungen C2 können jährlichen Schwankungen unterliegen, da Berech-

nungsgrundlage die tatsächlichen Ein und Auszahlungen sind und insowelt das Kas-

senwirksamkeitsprinzip gi t.

Berücksichtigt man vorgenannte Punkte und unterste t unveränderte tatsächll.he und
rechtliche Rahmenbedingungen, kann aktuell davon ausgegangen werden, dass die höhe-
ren Schlüsselzuweisungen C2 insgesamt den Wegfall des Mehrbetrags aus den Schlüssel-
zuweisungen B1 kompensieren.

Zu Frage 10:

Bei der Frage nach den künftigen Mehrausgaben beim Landkreis jst stets zu berücksichti-
gen, dass der Landkreis aktuell keinen Einb ick in das städtische Fa lmanagement, die in-
terne Organisation sowie die Arbeitsabläufe des städtischen lugendamts hat, so dass Op-

timierungspotentiale und mögllche Synergieeffekte nur schwer eingeschätzt werden kön-
n en.
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Produkt/
Kosten"

träger
Bezeichnung bisherige

Regelung

nach Übergang

auf t andkreis

34100 unterhaltsvorschussleistungen näch dem UVG ts/2s 100% Landkreis

3513000 Errerngel0
7 5/2s 100% Landkreis

36100 oroerung von Krndern rn lageseinricht!ngen 7 s/25 100% Landkreis

35200 t s/2s Orientierung an Kos

t€n

im Rest-Landkreis

unter Berücksichti-

gung der städtischen

SozialstrLrktur

361r0 )eflur- uno 502 atarbe t 75/2s Orjentierung an Kos,

ten

im Rest-Landkreis

unter Berücksichti
gung der städtjschen

Sozialstruktur

36320 roroerung oer Lrztertung n dea Famille 75/2s 100% Landkrels

36330 Hife zur Erziehung t5/25 100% Landkreis

36340 H lfen für lLrnge Votj.hrige 7 s/2s 100% Landkreis

36350 lnobhutnahme und EingtiederrngshilfiTFsee-
lisch Behinderte

7s/2s 100% Landkreis

36520 dts_!_ rr'-_rL gen )tcdt .c"e Ki-dFJgdnen Antei des Kita Trägers

(= Stadt gad Kreuz

nach)

verbieibt bei Kita-

Träger

(. stadt Bad Kreuz,

nach)

36550 lageselnrichtungen frejeTräger Anteil des K tä-Trägers
(= Stadt Bad Kreuz

nach )

verblelbt bei Kita

Träger

(= Stadt Bad Kreuz-

na ch)

36610 lrrcnrungen der lugendarbeit 7s/2s,

bei Müh e Deckelung

der Personal und

Sachkosten

fLir 3 Stellen

Geplanter Kreiszu-

iHv 170.000 €

für lugendarbeit und

"Dle Müh e'

3617A Erziehungsberatungsstelle 75/ 25 100% Landkre s
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_ Zu Frage 11:vl -. -' Dle Produkte Jugendarbeit, Schul- und Jugendsozialarbeit und Einrichtungen der Jugend_
arbeit sind Pflichtaufgaben, deren inhalt iche Ausgestaltung im Rahmen der gesetzlichen
Bestimmungen gestaltbar erfolgt.

Zs FrcEe 72i
Die Festsetzung des Kreisurnlagehebesatzes obliegt dem Kreistag. m Haushaltsjahr 2020
hat der Landkreis Bad Kreuznach mit 4l% den zweithöchsten Hebesatz a ler rheinland
pfälzischen Landkreise. Bei Abgabe des städtischen lugendamtes an den Landkreis würden
ganz überwiegend gesetzliche Pflichtaufgaben auf den Landkreis übergehen, cleren etwai-
ge Mehrkosten nach unserer Auffassung nicht über eine Erhöhung des Kreisumlagehebe-
satzes gedeckt werden müssen_ Allerdjngs kann eine kommunalaufs;chtsbehördliche An
ordnung - auch unabhängig von einer möglichen Abgabe des städtischen Jugendamtes _

n icht ausgeschlossen werden.

Zu Frage 13 und 14:
Da bisher weder definitive Aussagen der Stadt noch des Landes vorliegen, kann zu einem
möglichen Zeitpan keine Auskunft erteilt werden. As möeliche Zeitpunkte wären der
1.1.2O adet det 1.1.21 zu sehen, aber hierüber entscheldet nicht der Landkrets.
Aus Sicht des Landkreises so lte mit Blick auf dle Mitarbeiterinnen uncl Mitarbeiter und
auch die freien Träger eine schnelle Entscheidung getroffen werden.
Sobald eine Entscheidung der Stadt vorliegt und das Land die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen gek ärt hat, wird es umfassende lnformatjonen der Kreisgremjen geben.

Mit freundlichen Grüßen
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